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sind. Weil sie grosse Gewinne machen, sind 
die Steuersenkungen beachtlich – ihr Anteil 
an den Kosten für die Benutzung öffentlicher 
Angebote sinkt weiter. Und was machen sie 
mit zusätzlichen Mitteln? Investieren? Kaum. 
Viele Unternehmen haben die Investitionen in 
den letzten Jahren zurückgefahren. Man ist 
nicht mehr bereit, viel Geld in die Entwicklung 
eigener Produkte zu stecken, wie dies in der 
Vergangenheit oftmals der Fall war. Nahe-
liegend ist vielmehr, dass zusätzliche Steuer-
geschenke als zusätzliche Auszahlungen an 
die BesitzerInnen fliessen nach dem Motto: 
Wer hat, dem wird gegeben. Das wollen wir 
nicht. Zumal diese Steuersenkung nicht durch 
zusätzliche Einnahmen ausgeglichen wird. 

Langnau würden 220‘000 Franken fehlen

160 Mio. Franken werden dem Kanton (100 
Mio. Franken) und den Gemeinden (60 
Mio. Franken) jährlich fehlen. Alleine in der 
Gemeinde Langnau würde das Finanzloch 
rund 220‘000 Franken betragen. Das ist 
Geld, das für öffentliche Aufgaben fehlt. Mit 
Sparmassnahmen wird dieses Loch soweit wie 
möglich gestopft und wie immer sind davon 
drei Bereiche besonders stark betroffen: die 
Bildung, die Gesundheit, das Soziale. Das sind 
jene Bereiche, in der viele Menschen mit klei-
nen Einkommen unterstützt werden. Zuletzt
traf es zum Beispiel alte Menschen und Men-
schen mit Behinderungen. Wir wissen noch
nicht, wie die Sparmassnahmen konkret 
aussehen, aber sie werden kommen wie das 

His Master’s Noise
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Änderung Allgemeiner Teil des Sozialversicherungsgesetzes (ATSG)

Nein zur Überwachung von Versicherten!
Das schweizerische Bundesgericht kritisierte die 
unzureichenden gesetzlichen Grundlagen zu Über-
wachungsmassnahmen durch Versicherungen. Dies 
nahm das bürgerlich geprägte Parlament als Anlass, 
innert kürzester Zeit einen Gesetzesentwurf durch-
zuboxen, der die gesetzliche Grundlage für die Ein-
setzung von Versicherungsspionen ermöglichen soll. 

Unverhältnismässige Verletzung der Privatsphäre

Dieser Gesetzesentwurf geht so weit, dass Ver-
sicherungen in Zukunft mehr Möglichkeiten zur 
Überwachung haben sollen, als die Polizei bei der 
Verfolgung von Kriminellen verfügt. Denn mit dem 
neuen Gesetz können Versicherte in Verdachts-
fällen mit Bild- und Tonaufnahmen überwacht 
werden. Faktisch bedeutet dies die Möglichkeit zur 
permanenten Verfolgung in öffentlichen Räumen 
bis hin zum Abhören privater Telefongespräche. 
Doch nicht nur das: Auch die Überwachung von 
privaten Räumen soll in Zukunft erlaubt sein. Versi-
cherungsdetektive, die tagelang oftmals willkürlich 
beschuldigte Versicherte verfolgen, gehören mit 
dem neuen Gesetz somit zur Tagesordnung. Zudem 
soll ihnen gestattet sein, den Versicherten mit Droh-
nen und GPS-Geräten nachzuspionieren. Alle diese 
neuen Massnahmen verletzten die Privatsphäre in 
unvorstellbarem Ausmass. Eine solche Verletzung 
aufgrund von vielfach willkürlich aufkommenden 
Beschuldigungen stehen in keinem Verhältnis zu 
möglichen Leistungseinsparungen von Versiche-
rungen.

Mit Kanonen auf Spatzen geschossen

Das Ziel der Änderung soll es sein, Versicherungs-

leistungen einzusparen. Doch die Spareffekte, die 
durch die Gesetzesänderung auftreten würden, 
wären – wenn sie denn überhaupt eintreten –, 
äusserst gering. Denn nicht bloss die Verletzung 
der Privatsphäre steht in keinem Verhältnis zu 
möglichen Einsparungen. Eine Reduktion der ausbe-
zahlten Leistungen rechtfertigt die äusserst hohen 
finanziellen Aufwendungen für Versicherungsspi-
one und die technischen Hilfsmittel keinesfalls. Die 
Änderung der Gesetzesgrundlage dient vielmehr 
als Vorreiterrolle für weitere Einschränkungen der 
Privatsphäre und öffnet der totalen Überwachung 
Tür und Tor.

Konsequentere Verfolgung von Steuerbetrüger

BezügerInnen von Leistungen aus Sozialversi-
cherungen leben nicht selten unter prekären 
Bedingungen. Die Leistungen reichen in den aller-
meisten Fällen gerade einmal aus, um die lebens-
notwendigen Auslagen zu finanzieren. Ein Leben 
in Saus und Braus kann man sich mit Leistungen 
aus Sozialversicherungen nicht finanzieren. Ent-
sprechend stossend ist es, wenn Versicherte nun 
unter Generalverdacht gestellt werden und die 
bürgerliche Parlamentsmehrheit versucht, die wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Versicherten weiter zu 
prekarisieren, während man Steuerbetrüger einfach 
gewähren lässt. Wünschenswert wäre es, wenn mit 
derselben Energie Steuerbetrüger verfolgt würden – 
die mit ihren Steuertricks einen wesentlich höheren 
finanziellen Schaden anrichten – wie man nun 
versucht, vermeintliche Sozialbetrüger zu verfolgen.

Sonne bringt Wonne: Was für ein Som-
mer! Selten waren Europas Menschen so 
fröhlich unterwegs. Nix verpassen! Festen 
statt fasten, Grillen statt Grollen, Reisen 
statt Ergreisen, und auch mal Baden kann 
nicht schaden. Am besten dort, wo’s noch 
Wasser hat. Na gut, viele Menschen können 
sich das leisten. Die Wirtschaft brummt. 
Vollbeschäftigung. Die Kasse klingelt, doch 
Zinsen gibt es keine. Also baut sich jeder 
seine Hütte. Dazu den Wintergarten und die 
zweite Garage. Nur wenn wir ausnahms-
weise nüchtern sind, sehen wir kurz das 

Gewitter, das sich gerade zusammenbraut. 
Dabei wird das Weltklima mit jedem Tag 
frostiger. Und damit meine ich: das po-
litische Klima. Und damit meine ich: mit 
jeder Wahl. Immer mehr Völker auf dem 
Globus müssen sich warm anziehen. Es 
sind die grossen Völker. Denn der Mann 
von der Strasse, er wählt nur noch grosse 
Männer. Der Obertrumpeter der Blauröcke 
ist gross und gewählt und bläst zum Angriff. 
Es tönt schrill und falsch, aber der Mann 
von der Strasse versteht die Botschaft: 
«Dir geht es bald wieder so dreckig wie 
früher». – «Die anderen wollen dir an die 
Wäsche». – «Wenn du dich nicht wehrst, 
gehst du unter.» – «Hoch lebe die Nation! 
Unsere Nation.» – «Und wenn’s nötig ist: 
Schiess los!»
Wohin das Auge reicht: Es regiert der Mann 
von der Strasse. Der Pole zieht die Pistole 
und wählt den Patrioten Duda. Der Türke 
wählt im Wahn den Sultan Erdogan. Und 
dem Russen hauchen die Häcker der Yan-
kees ein: «Put in!» Der Ossi nennt Merkel 
ein Ferkel und setzt Pflöcke mit Björn Höcke. 
Und der Brasilianer wählt den Faschisten 
Bolsonaro, der ihm glaubhaft versichert, 
dass er seine Frau niemals vergewaltigen 
würde, zumal sie ja hässlich sei.  
Der Italiener will wieder Lira, wählt Lega 
und dürfte schon bald die Sterne sehen. 
Denn die grossen Männer, diese testoste-
rongeschwängerten Hornochsen, können 
es leider nur mit sich selber. Lieber einsam 
als gemeinsam. Da kommt zum Beispiel 
der grosse Chinese und kauft sich halb 
Afrika. Imperialismus in Reinkultur. Da 
landet zum Beispiel der Saudi und macht 
sich ein Gaudi, dem Sultan am Bosporus 
in den Napf zu spucken. Aber Kashoggi 
geht nicht nur groggy, er ist tot. Zu Tode 
gefoltert und zersägt.  Tot war damals auch 
Erzherzog Franz Ferdinand, der Thronfolger 
von Österreich-Ungarn. Es war der 28. 
Juni 1914, als er in Sarajewo erschossen 
wurde. In Europa herrschte eine Zeit des 
Wohlstands und des Aufbruchs. Die Männer 
von der Strasse glaubten an die Stärke ihrer 
Nation. Sie hielten alles für möglich, sogar 
einen Sieg. Sogar in einem grossen Krieg. 
Es war ein warmer Sommer. Mich friert. 

Der Mann von 
der Strasse

Andreas Aebi
Stefan Wüthrich
Gewerkschaft Unia

Die Stimmberechtigen des Kantons Bern haben 
2017 einen Kredit von 105 Millionen für die Asylso-
zialhilfe abgelehnt. Darum hat man alternative Un-
terbringungs- und Betreuungskonzepte für unbe-
gleitete minderjährige Asylsuchende (UMA) geprüft.

Seit 2012 stellt der Kanton Bern das Kindeswohl 
von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden 
mit einem neuen, wegweisenden Betreuungsmodell 
sicher. Die schweizerische Berufsbildung ermöglicht 
Jugendlichen berufliche Laufbahnen und Integra-
tionschancen. Die Jugendlichen bilden sich aus, 
entwickeln Berufsperspektiven und lösen sich von 
der Sozialhilfe.  Unsere Wirtschaft und Gesellschaft 
profitieren davon auf vielfältige Weise. Umso mehr 
lohnen sich umfassende Betreuungsmassnahmen, 
die den Weg unbegleiteter minderjähriger Asylsu-
chender zur Berufsbildung ebnen. Damit Wirtschaft 
und Gesellschaft im Kanton Bern weiterhin vom 
Potenzial dieser Jugendlichen profitieren können, 
braucht es Ihre Stimme.

Kostengünstigeres Modell

Mit dem vorgeschlagenen Kredit von insgesamt 
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Änderung des Steuergesetzes

Keine Steuergeschenke für Grossunternehmen

38 Millionen Franken finanziert der Kanton Bern 
die durch den Bund nicht gedeckten Kosten für 
die Betreuung und Unterbringung der UMA. Der 
Regierungsrat und der Grosse Rat haben sich dabei 
für ein neues, kostengünstigeres Modell mit tieferen 
Tagespauschalen entschieden. Dieses Modell trägt 
dem in der Bundesverfassung verankerten Schutz 
der Kinder und Jugendlichen weiterhin Rechnung. 
Dazu gehört, dass die Mädchen und Knaben unter 
18 Jahren wie bis anhin grundsätzlich nicht in den 
Erwachsenenstrukturen untergebracht, sondern 
in besonderen Unterkünften betreut werden. So 
sollen beispielsweise Übergriffe und Missbräuche 
vermieden und den Kindern und Jugendlichen 
eine altersgerechte Tagesstruktur gewährt werden.

Beträchtlich tiefere Tagespauschalen

Der Kredit soll die Kosten für die Unterbringung 
und Betreuung von durchschnittlich 370 UMA bis 
Ende 2020 decken. Das neue Konzept sieht tiefere 
Tagespauschalen für die Betreuung der UMA vor. 
Konkret senkt der Kanton die Tagespauschale 
von 171 auf 140 Franken pro Tag. Damit können 
gesetzliche Mindeststandards eingehalten und 

Niklaus Müller
www.ja-integrationdankberuf.ch

Kredit für die Unterbringung und Betreuung von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden 2018–2020

Ja zum Asylsozialhilfe-Kredit

Am 25. November stimmen wir darüber ab, 
ob Unternehmen im Kanton weniger Steuern 
zahlen sollen. Das entsprechende Gesetz 
kam im Grossen Rat durch. Ein Komitee aus 
verschiedenen Parteien, Gewerkschaften und 
Verbänden ergriff gegen dieses Gesetz das 
Referendum. Denn diese Steuersenkungen 
sind für den Kanton Bern gefährlich. 

Die Steuern für Unternehmen sollen im 
Kanton Bern sinken, um die Wettbewerbsfä-
higkeit der Unternehmen im interkantonalen 
Vergleich zu verbessern. Tönt gut, ist aber 
gefährlich und ungerecht. Warum?
Steuern finanzieren den Service public. Ohne 
Service public sind viele Dienstleistungen für 
viele Menschen unerschwinglich. Gute Schu-
len und gute Gesundheitsversorgung können 
sich nur reiche Menschen privat leisten. Auch 
Unternehmen profitieren vom Service public:
gute Ausbildungsstätten für MitarbeiterInnen, 
eine gute Infrastruktur und die Rechtssicher-
heit gehören dazu. Ihr Anteil an den Steuern 
beträgt nur zehn Prozent. Nun soll dieser 
Anteil noch einmal sinken.

Wer hat, dem wird gegeben.

Allerdings profitieren nicht alle Unternehmen 
von dieser Steuersenkung. Für viele kleine und
mittlere Unternehmen wird sich nichts ändern. 
Sie machen keine grossen Gewinne und müs-
sen deshalb auch kaum Steuern zahlen. Das 
sind immerhin 85 Prozent aller Unternehmen 
im Kanton Bern. Anders sieht es für grosse 
Unternehmen aus, die teilweise weltweit tätig 

Amen in der Kirche. Auf Gemeindeebene 
können diese Ausfälle womöglich nicht mit 
diesen Sparmassnahmen kompensiert wer-
den. Eine Erhöhung der Steuern für natürliche 
Personen wäre die Folge. Jede Steuersenkung 
ist zudem eine Drehung am interkantonalen 
Steuerwettbewerb. Der Kanton Luzern hat 
kürzlich aus diesem Grund die Steuer so 
stark gesenkt, dass er nicht mehr in der Lage 
war, seine Lehrkräfte zu bezahlen und eine 
zusätzliche Ferienwoche einführen musste.

Verschärfung der Gegensätze zwischen 
reich und arm

Die Folgen einer Steuersenkung sind happig. 
Sie führen nicht nur zu fehlenden öffentlichen
Mitteln sondern auch zu einer Verschärfung 
der Gegensätze zwischen reich und arm sowie
Stadt und Land. Die Schweiz und der Kanton 
Bern konnten in den letzten Jahrzehnten 
immer einen gewissen Ausgleich zwischen 
diesen Gegensätzen herstellen und so den 
sozialen Frieden sichern. Daran sollten wir 
unbedingt festhalten. Deshalb NEIN zu den 
unfairen Steuergeschenken für (einige grosse) 
Unternehmen.

Stefan Wüthrich
Gewerkschaft Unia

Bildungsangebote für eine gelingende In-
tegration noch immer angeboten werden.
Für Jugendliche, die 17 Jahre alt sind und 
die bereits über die nötigen Kompetenzen 
für ein mehrheitlich selbstständiges Leben 
verfügen, wird die Pauschale sogar auf 80 
Franken pro Tag gesenkt. Ab dem Erreichen 
der Volljährigkeit mit dem 18. Geburtstag gilt 
wie bisher der Erwachsenentarif von 36.50 
Franken pro Tag. 

Verantwortung übernehmen

Der Grosse Rat hat den Kredit für die Unter-
bringung und Betreuung der UMA mit 100 
Ja zu 47 Nein deutlich genehmigt. Einzig die 
SVP, welche die Probleme lieber bewirtschaftet 
statt löst, hat auch gegen diesen Kredit das 
Referendum ergriffen. Solange die Schweiz 
jedoch Waffen in Kriegsgebiete exportiert 
und Rohstoffe aus ebendiesen Ländern 
importiert, ist sie mitverantwortlich für die 
Flüchtlingsströme. 
Eine kindergerechte Betreuung der UMA ist 
das Mindeste, was wir tun können. Deshalb 
JA zum Asylsozialhilfekredit!
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